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D ie  Präge der Schleuderausfuhr hat in  den letzten Jahr­
zehnten die öffentliche Meinung lebhaft und anhaltend be­
schäftig t. Es wäre aber falsch, daraus den Schluß zu ziehen, 
daß man es h ier m it  einer neuartigen, erst m it  der w irtscha ft­
lichen E n tw ick lung  der le tzten Jahre entstandenen Erscheinung 
zu tu n  hat. D ie beiden Hauptursachen der Ausfuhr zu Schleuder­
preisen, d. h. zu Preisen, welche dem Verkäufer keinen zur 
Verzinsung seines K ap ita ls  und zur Vergütung seiner U n te r­
nehm ertätigke it genügenden Überschuß über seine Selbstkosten 
lassen, näm lich die N otwendigkeit, den heimischen Bedarf 
übersteigende Produktionsmengen abzustoßen, und der Wunsch, 
unliebsame K onkurrenten zu vernichten, sind w irksam, seitdem 
es eine fü r den M a rk t produzierende Industrie , g ibt.

Im  Jahre 1815, als nach dem Sturz Napoleons die K o n ­
tinentalsperre und die sonstigen durch die napoleonischen 
Kriege verursachten Handelsstörungen beseitigt waren, unter 
deren Schutz sich auf dem europäischen K on tinen t die Anfänge 
einer modernen Industrie  zu entw ickeln begonnen hatten, 
forderte der spätere L o rd  Brougham vom  Forum  des Parlaments 
aus die engli chen Industrie llen  auf, diesen neuen, festländischen 
W ettbewerb im  K e im  zu ersticken, selbst wenn dies nur durch 
einen zeitweiligen Verkauf zu Verlustpreisen möglich sein so llte1). 
U nd 10 Jahre später t ra t  an derselben Stelle auch Hume fü r 
das nämliche Verfahren ein.

Über die Praxis der Engländer, ihre Ü berproduktion  zu 
abnorm b illigen Preisen ins Ausland abzustoßen, beklagt sich

i) Seine Aeußerung lautete: „tha t i t  was w e ll w orth  while to in- 
cure a loss on the exportation o f English manufactures in  order to 
s tiff le  in  the eradle the foreign manufactures“ . L ist, Nationales System 
•der politischen Oekonomie S. 85.
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Friedrich  L is t in  seinem „nationa len System der politischen 
Ökonomie“ , indem er schreibt1) : „D u rch  ihre Stellung als W e lt­
m anufaktu r und Handelsmacht geraten ihre (der Engländer) 
Fabriken von Zeit zu Ze it in  jenen Zustand, den sie „g lu t “  
nennen, und welcher entsteht aus dem, was sie „ove rtrad ing “  
heißen. Dann w ir f t  jeder seinen V o rra t an Waren auf die 
Dampfboote. Hach Verfluß von acht Tagen werden sie in  
Ham burg, B erlin  und F ra n k fu rt, nach drei Wochen in  New- 
Y o rk  zu 5%  unter dem wahren W ert angeboten. Die englischen 
Fabrikan ten  leiden fü r den Augenblick, aber sie sind gerettet 
und entschädigen sich später durch bessere Preise. Die deutschen 
und amerikanischen Fabriken erhalten die von den Engländern 
verschuldeten Schläge ■—• sie werden ru in ie rt.“

A llen  diesen Äußerungen aus früherer Ze it is t eines ge­
meinsam. Als K lagen werden sie nu r seitens der Angehörigen 
solcher Länder lau t, nach denen sich der Strom der Schleuder­
ausfuhr ergießt, während die Angehörigen des Ausfuhrlandes 
diese als eine nützliche und heilsame E in rich tung  loben.

Die E rk lä rung lieg t in  den w irtschaftlichen Verhältnissen 
und Anschauungen der früheren Jahrzehnte. A u f freiem M a rk t 
können die Preise von O rt zu O rt höchstens um den Betrag 
der Frachtkosten differieren. W o eine Scheidung durch Z o ll­
lin ien  e in tr it t ,  kann dieser Unterschied noch um den Betrag 
des Zolles wachsen. Solange aber un te r den Produzenten des 
zollgeschützten Marktes freie Konkurrenz herrscht, kann der 
Zo ll im  In landpreis nu r zum Ausdruck kommen, wenn die in ­
ländischen Produktionskosten einer derartig  hohen Preis ver­
langen, und solange das der F a ll is t, kann die Industrie  n ich t 
exportieren. Bei einer ausfuhrfähigen Industrie  müssen also 
auf freiem M ark t, gleichviel ob sie einen Zollschutz genießt 
oder n ich t, In land - und Auslandpreise, abgesehen von dem 
durch die Transportkosten bedingten Unterschied, stets gleich­
stehen. W enn daher hier die P roduktion  dem Bedarf voraus­
e ilt und die Industrie  sich gezwungen sieht, die im  Überschuß 
produzierten Waren zu Schleuderpreisen abzugeben, muß der 
Preissturz auf dem In land- und Auslandsm arkt in  gleicher

J) S. 131/32.



Weise eintreten. Die W eiterverarbeiter im  In - und Ausland 
ha tten  von einem solchen Preissturz na tü rlich  nur V orte il, 
dagegen erhoben die konkurrierenden ausländischen Produzenten 
laute Klagen, wenn sie ihren M a rk t durch ein solches Massen­
angebot ungewöhnlich b illige r fremder W aren verdorben sahen. 
D ie inländischen Fabrikanten lit te n  fre ilich  auch unter diesem 
Preissturz, aber da die herrschende Anschauung diesen als eine 
natürliche Folge der Ü berproduktion  betrachtete, die gleich­
ze itig  durch Auslese der Schwachen auf naturgemäßeste und 
rascheste Weise wieder normale Verhältnisse herbeiführen 
werde, fanden ihre Beschwerden keine Resonanz in  weiteren 
Kreisen.

In  den letzten Jahrzehnten des neunzehnten Jahrhunderts 
t ra t  m it der raschen und m achtvollen E n tw ick lung  des K a rte ll­
wesens auch h ierin  eine Änderung ein. Zu den K lagen der 
ausländischen Produzenten gesellte sich je tz t der Kotschrei 
der inländischen W eiterverarbeiter. U nd diesen gelang es um so 
leichter, die öffentliche Meinung fü r sich zu gewinnen, als sie 
fü r  die von ihnen erhobene Anklage der Schleuderausfuhr einen 
sinnfälligen und fü r  den oberflächlichen Beobachter über­
zeugenden Beweis hatten, näm lich die Tatsache, daß die Aus­
landpreise fast ständig mehr oder weniger t ie f un ter den In ­
landpreisen standen und daß die inländischen Produzenten 
auch tatsächlich zu diesen billigeren Preisen an das Ausland 
lieferten.

D arum  knüpfen sich in  neuerer Ze it alle Erörterungen 
über Schleuderausfuhr an die Tatsache der billigeren Ausland­
verkäufe, und man is t geneigt, diese beiden Dinge —  billigere 
Auslandverkäufe und Schleuderausfuhr •— ohne weiteres m it 
einander zu identifizieren.

Wegen der Schädigung des heimischen Wirtschaftslebens, 
die man h ierin  e rb lick t, r ich te t man die heftigsten Angriffe  
gegen die K a rte lle  und übersieht dabei, daß sich ähnliche E r­
scheinungen auch in  anderen W irtschaftszweigen bemerkbar 
machen, in  denen die K a rte lle  keine Macht haben und die man 
als G rundpfeiler der nationalen Vo lksw irtschaft zu erklären 
pflegt.
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In  den östlichen Gebieten Deutschlands übersteigt die 
Getreideerzeugung in  der Regel den lokalen Bedarf. Es fand 
deshalb von jeher aus jenen Gebieten eine beträchtliche Ge­
treideausfuhr s ta tt, nachdem man den Klebergehalt durch 
Beimischung ausländischen Getreides erhöht und so das in ­
ländische P rodukt zu einer marktgängigen Ware umgewandelt 
hatte. Der natürliche Ausfuhrweg war der Seeweg nach Eng­
land und H olland, während die auf Getreidezukauf angewiesenen 
westlichen und südlichen Gebiete des deutschen Reiches wegen 
der hohen E isenbahnfracht als Abnehmer weniger in  B etracht 
kamen. D ie E in führung der Getreidezölle vermochte in  diesen 
östlichen Gebieten den Preis n ich t in  demselben Maße zu heben 
wie in  den westlichen und südlichen Gebieten des Reichs, da 
die Zölle das bisher ausgeführte Getreide auf dem In landm ark t 
festhielten, wo es na tü rlich  die Preise drückte. Das änderte 
sich m it der Aufhebung des Identitätsnachweises im  Jahre 1894. 
Denn seither vergütet das Reich den Getreideexporteuren bei 
jeder A usfuhr den Z o ll fü r  eine entsprechende Menge Getreide 
in  Gestalt von Einfuhrscheinen. Die Landw irte  erhalten also 
bei der Ausfuhr stets den W eltm arktpre is  plus Zo ll und ver­
kaufen das Getreide daher erst dann im  In land , wenn auch der 
In landpre is eine entsprechende Höhe erreicht hat, d. h. um 
annähernd den Zollbetrag über den W eltm arktpre isen steht. 
Tatsächlich kom m t seit dieser Ze it auch in  den östlichen Ge­
bieten der Z o ll ganz in  den Getreidepreisen zum Ausdruck, 
während gleichzeitig die Getreideausfuhr, die im  Jahre 1893 
auf 271 t  Roggen und 293 t  Weizen herabgesunken war, a ll­
m ählich wieder an wuchs und im  Jahre 1909 den Betrag von 
650 000 t  Roggen und 210 000 t  Weizen erreichte.

Der gleiche E rfo lg , wie h ier durch das System der E in ­
fuhrscheine kann auch durch Rückerstattung inländischer 
Verbrauchsabgaben erzielt werden, nam entlich wenn die ge­
währte Vergütung den Betrag der fü r  die ausgeführten W aren 
w irk lich  entrichteten Steuer übersteigt. Doch t r i t t  h ier die 
W irkung  der Steuerrückvergütung meist n ich t rein in  E r­
scheinung, sondern ve rqu ick t m it  dem E in fluß  von Karte llen .
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Die deutsche Zucker- und Branntwein industrie  bieten h ie rfü r 
klassische Beispiele.

Das Gemeinsame zwischen diesen Fällen und dem einer 
monopolistischen Vereinigung der Produzenten is t die Aus­
schaltung der preisdrückenden Konkurrenz auf dem In la n d ­
m ark t, im  einen Falle m itte ls  künstlicher Forcierung der Aus­
fuh r durch Zuschüsse von S taatsm itte ln, im  anderen Falle 
m itte ls  p riva te r Vereinbarung der Produzenten.

D am it haben w ir  auch eine erste E rk lä rung  fü r die E r­
scheinung gewonnen, daß W aren nach dem Ausland zu billigeren 
Preisen ve rkau ft werden als im  In land . Sie is t der einfache 
Ausdruck der Tatsache, daß der In la n d m a rk t monopolistisch 
beherrscht w ird , während auf dem Auslandm arkt freier W e tt­
bewerb besteht. Der Preisunterschied is t vie lfach nichts weiter 
als die natürliche D ifferenz zwischen Konkurrenz- und Monopol­
preisen.

Die R ich tig ke it dieser Schlußfolgerungen w ird  durch eine 
Reihe weiterer Tatsachen bestätigt. W ir  können näm lich die 
W ahrnehmung machen, daß K arte lle , die n ich t n u r im  In land, 
sondern auch im  Ausland, sei es k ra ft natürlichen Monopols, 
wie das deutsche K a lisynd ika t, sei es infolge Vereinbarung m it 
den ausländischen Konkurren ten  einen W ettbewerb n ich t zu 
befürchten haben, die Auslandpreise ebenso hoch oder sogar 
noch höher norm ieren als die Inlandpreise. U nd auch K arte lle , 
gegen die sich der V o rw u rf der billigeren Auslandverkäufe in  
erster L in ie  rich te t, wie das deutsche Kohlensyndikat, das 
Roheisensyndikat und der Halbzeug- und spätere Stahlwerks­
verband, verkaufen in  Zeiten der H ochkon junktu r n ich t selten 
nach dem Ausland teurer als im  In land . So hebt beispielsweise 
der Geschäftsbericht des Stahlwerksverbandes von 1908 hervor, 
daß im  Geschäftsjahr 1907/08 fü r Halbzeug und Schienen im  
Ausland zum Te il erheblich höhere Preise erzielt werden konnten 
als auf dem deutschen M ark t. Ja, die M itg lieder beschwerten 
sich damals sogar über die Le itung  des Verbandes, weil sie die 
günstige Gelegenheit, nach dem Ausland zu hohen Preisen zu 
verkaufen, n ich t genügend ausgenützt, vie lm ehr die Erzeug­
nisse b illig  an die inländischen Werke abgegeben habe.
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N ich t alle K a rte lle  sind ferner unum strittene Herren des 
heimischen Marktes. O ft haben sie m it Außenseitern um den 
Absatz zu käm pfen; nam entlich aber m acht sich in  den Grenz­
gebieten der E in fluß  der fremden Konkurrenz geltend. Denn 
d o rt is t o ft die E racht von den ausländischen P roduktions­
stä tten zur Verbrauchssteile wesentlich geringer als von den 
inländischen und beseitigt dadurch einen Te il des Zollschutzes. 
In  solchen Fällen pflegen die K arte lle  auch den In landm ark t 
in  verschiedene Zonen zu teilen, in  um strittene und unum ­
strittene  Absatzgebiete, und fü r diese die Preise entsprechend 
ihren besonderen Verhältnissen verschieden hoch zu bemessen.

Das g ilt  nam entlich fü r die Preisfestsetzungen des Koh len­
syndikats und des preußischen Bergfiskus, der sich der Preis­
p o lit ik  des Syndikats ja  ziem lich eng anschließt. Koh len ge­
nießen bekanntlich keinen Zollschutz, werden aber dafür in  
ihrem  Versand mehr als andere W aren durch die Höhe der 
P racht .beeinflußt. So sind z. B. weite Gebiete des nördlichen 
und m ittle ren  Deutschland der zu Wasser anlangenden eng­
lischen Kohle le ichter zugänglich als der deutschen, die ganz 
oder zum Te il auf der Bahn verfrachte t werden muß. W ährend 
Kohle von den englischen Zechen über NewCastle und H am ­
burg nach B erlin  m it  einer F rach t von 7 bis l l / i  M k. die Tonne 
gebracht werden kann, ha t die R uhrko lile  m it einer F rach t 
von 8y2 bis 10y2 M k. zu rechnen, je nachdem sie m it Bahn 
nach H am burg und von da zu Schiff nach B erlin  oder d ire k t auf 
der Bahn nach B erlin  gesandt w ird . Es lieg t auf der Hand, 
daß das Synd ikat in  diesen Gebieten die Preise m it Rücksicht 
auf die englische Konkurrenz niedriger bemessen muß als 
beispielsweise in  der unm itte lbaren Nachbarschaft der Zechen, 
wo es unbeschränkter H err is t1).

In  ähnlicher Weise ha t auch der Stahlwerksverband fü r 
den Verkauf von Formeisen Deutschland in  drei Zonen ge te ilt: 
eine südliche, im  Norden begrenzt durch eine von H o f west­
wärts ziehende L in ie , eine m ittle re , der südlichen in  schmalem 
Streifen vorgelagert und eine aus dem übrigen Deutschland 
bestehende nördliche. Die Preise fü r die Tonne sind jeweils

*) Kartellrundschau 1909 S. 52, 253.
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in  der Siidzone um  3 Mk. und in  der M ittelzone um  1 y2 M k. 
höher als in  der Nordzone1).

Der D rah ts tiftve rband  behandelt nach Angaben, die bei 
der Karte llenquete gemacht wurden, das Gebiet im  Westen, 
an der Grenze von Holland, Belgien und Frankreich, wo n ich t 
bloß diese Industrie länder eingreifen können, sondern auch 
au f dem Seeweg den Rhein herauf oder über Ham burg E in fluß  
geübt werden kann, als b illigste  Zone, von wo aus er die Preise 
fü r  das übrige Deutschland aufbaut.

Die verschieden hohen Preisfestsetzungen fü r den In land- 
und Auslandm arkt erscheinen demnach nur als eine Aus­
dehnung dieser P o lit ik  der Norm ierung der Preise nach der 
U m strittenhe it des Absatzgebietes über die Grenzen des eigenen 
Landes hinaus. D am it is t zugleich gesagt, daß die in  der L ite ra tu r 
und nam entlich in  der politischen Diskussion vielfach beliebte 
Iden tifiz ie rung  von b illigen Auslandpreisen und Schleuder­
preisen n ich t ohne weiteres r ich tig  sein kann.

W eiter fo lg t daraus, daß auch die Gewährung von Aus­
fuhrunterstü tzungen irgendwelcher A r t,  die ebenfalls häufig 
als untrügliches Kennzeichen einer Schleuderausfuhr hingeste llt 
w ird , einen sicheren Beweis dafür n ich t bieten kann.

Derartige Unterstützungen, welche die K a rte lle  sowohl 
ih ren eigenen M itg liedern, wie den W eiter Verarbeitern ge­
währen, treten in  verschiedenen Formen auf. D ie U nterstü tzung 
der W eiterverarbeiter durch Ausfuhrvergütungen, die fast in  
allen K arte llen  eingeführt is t, re ich t schon bis in  die neunziger 
Jahre und v ie lle ich t noch weiter zurück. Im  Jahre 1902 wurde 
sie wenigstens f i i r  einen T e il der Eisenindustrie e inheitlich 
organisiert, indem das Koh lensynd ikat, das Roheisensyndikat, 
sowie der Halbzeug- und der Trägerverband, die sich 1904 im  
Stahlwerksverband vereinigten, die Abrechnungsstelle fü r  Aus­
fu h r in  Düsseldorf als gemeinsame Zentrale zur Verrechnung 
und Auszahlung der von ihnen einzeln gewährten Ausfuhr­
unterstützungen schufen. Die E n tw ick lung  der durch die A b ­
rechnungsstelle ausbezahlten Vergütungen zeigt nachstehende 
Zusammenstellung:

') Kartellrundschau 1909 S. 52, 253.
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V e r g ü t u n g  f ü r  T o n n e :

Kohle 9 Roheisen Halbzeug* 2 3 4) Formeisen4)
M M J l M .

ab 3. Quartal 02 . . . 1.50 2.502) 1 0 .- 10.—
Y) 2. Y) 04 . . . 1.50 2.502) 15.— 2 0 .-
v> 3. Y) 04 . . . 1.50 2.503) 12.50 20.—
„ 4. Y! 04 . . . 1.50 2.50 2) 12.50 15.—
„ 3. » 05 . . . 1.50 4.863) 12.50 1 5 .-

9r> —• Y) 06 . . . 1.50 4.863) 10.— 15.—
» 3. Y 06 . . . — — 5.— 12.50
„ 1. Y) 07 . . . — — 2.50 12.50
» 3. n 07 . . . — — —

Die durch die völlige Aufhebung der Ausfuhrvergütung 
vom  1. J u li 1907 an hervorgerufenen lebhaften Klagen der 
W eiterverarbeiter im  Verein m it  dem Abflauen der K o n ju n k tu r 
veranlaßten indessen den Stahlwerksverband, schon von Beginn 
des Jahres 1908 an wieder Ausfuhruntersiützungen zu ge­
währen, jedoch n ich t mehr wie zuvor in  der Form  einer baren 
Vergütung fü r das in  den nachweislich ausgeführten Fabrikaten 
enthaltene Rohm ateria l, sondern in  Gestalt eines Preisnach­
lasses fü r nachweislich zur Verarbeitung fü r Ausfuhrzwecke 
bestimmtes Ma'.erial. Auch ließ er die Beschränkung fallen, 
daß die U nterstü tzung nur ka rte llie rten  Verarbeitern gewährt 
w ird . Im  Laufe des F rüh jahrs 1908 schlossen sich auch das 
Kohlen- und Roheisensyndikat seinem Vorgehen an.

Der Zweck derartiger Ausfuhrunterstützungen is t na tü rlich , 
die W eiterverarbeiter im  Bezug ih re r M ateria lien ihren aus­
ländischen Konkurrenten gleichzustellen. Diese Absicht w ird  
n ich t im m er in  gleicher Weise erreicht. So betrug beispielsweise 
im  Jahre 1897, als der Roheisenpreis fü r  die Tonne im  
Rheinland 20 M k. über dem in  M iddlesborough stand, die 
Prämie n u r 6,66 M k ; 1901 betrug sie 10 M k. bei einem Preis­
unterschied von 53 M k .; 1902 2,50 M k bei einer D ifferenz von 
11 M k. und 1900 wurde die Zahlung der Vergütung sogar 
eingestellt bei einem Preisunterschied von 38 M k. Besser hat

') Koks und sonstige Brennstoffe werden in Kohle umgerechnet.
2) ausschliefslich der Vergütung fü r  Kohle.
3) einschliefslich der Vergütung fü r  Kohle.
4) einschliefslich der Vergütung fü r Roheisen und Kohle.
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offenbar die Vergütung fü r Halbzeug gew irkt, wie sich aus 
nachstehender Zusammenstellung e rg ib t:

P r e i s e  f ü r  S t a h l k n ü p p e l  p r o  T o n n e :

Zeit

fü r die 
nach E

frei Fest- 
land- 

haien- 
platz

M

Ausfuhr 
n gl and 
frei eng­

lische 
Yer-

brauchs-
stelle

M

fü r

frei 
Eisen­
bahn- 

Schnitt­
punkt 

M

inländische Verarbeitung 
zu Ausfuhrzwecken
fre i inländ. | j) i f ferenz (Inland- 
V e ib iaue ls - j ■ höhcr (+) od. 

stelle abzüg-J . , . ,  
lieh  A n fu h r - 'niedriger (-)_  als 

Vergütung A.U.blclDQ.preiS 
M . ' M

September 1902 . . . 
1902/03................. ....  .

72-82
80-82

78-90
85-98

90.—
90.—

81.50
81.50

- f  3.50 bis — 8.50 
—  3 50 bis — 16.50

En 1 9 0 3 ................. 75 80-85 9 0 .- 81.50 +  1.50 bis — 3.50
September/

Ende Dezemb. 1904 
Febr./Mai 1908 . . . .

72
75-85

78-82
80-90

90.—
100.-

76.50
86.50

— 1.50 bis — 5.50 
+  6.50 bis — 3 50

Diesen Preisnachlässen und Ausfuhrvergütungen, welche 
das K a rte ll den W eiterverarbeitern gewährt, stehen die U n te r­
stützungen gegenüber, die es an seine eigenen M itg lieder fü r  
den ausgeführten Te il ih re r Erzeugung entrich te t.

So erhebt das K oh lensynd ikat seit 1893 regelmäßig von 
den Rechnungsbeträgen eine Umlage „z u r Deckung der Ge­
schäftsunkosten und Subvention der Verkäufe ans Ausland“ , 
aus der n ich t nur den W eiterverarbeitern, sondern auch den 
kohlenausführenden K a rte llm itg liede rn  Vergütungen bezahlt 
werden. Ebenso en h ie lt das K a rte lls ta tu t der Spinner eine 
Bestimmung, wonach zwecks Erzielung höherer Preise im  In ­
land größere Mengen von Garn un te r allen Umständen exportie rt 
werden sollten. Die D ifferenz, welche dadurch entsteht, daß 
diese W aren unter den inländischen Karte llpre isen abgesetzt 
werden müßten, sollten durch Ausfuhrpräm ien in  der Höhe 
bis zu drei V ie rte l des betreffenden deutschen Eingangszolis 
gedeckt, die Kosten durch Beiträge auf dem Wege des Umlage­
verfahrens aufgebracht werden. Im  allgemeinen is t aber diese 
Form  der Ausfuhrunterstü tzung v ie l seltener als die an die 
W eiterverarbeiter gewährte Vergütung. Denn sie ha t eigentlich 
nu r da einen Zweck, wo die Ausfuhr vom K a rte ll n ich t m it  
um faßt w ird . In  solchen Fällen is t es ihre Aufgabe, den beim



Auslandgeschäft unve rm e id lichen  M indererlös g le ichh e itlich  au f 
d ie  einzelnen K a r te llm itg lie d e r  zu ve rte ilen .

F re ilic h  is t es n ic h t ausgeschlossen, daß sich h in te r  dem 
N am en „A u s fu h rv e rg ü tu n g “  w irk lic h e  P räm ien  verbergen. 
B e i den an die V e ra rbe ite r e n tr ich te te n  V ergü tungen  kann  dies 
dadurch  b e w irk t werden, daß entw eder die V e rgü tung  höher 
is t als die D iffe renz zwischen In la n d - und  Auslandpre is oder 
daß das A usbeu teve rhä ltn is  fü r  die Berechnung der V e rgü tung  
ungünstige r angenommen w ird , als es in  W irk lic h k e it  is t, daß 
also die V e rgü tung  fü r  eine größere R ohsto ffm enge e n tr ic h te t 
w ird  als in  W irk lic h k e it  in  dem ausgeführten F a b r ik a t en tha lten  
is t. D ie  an K a r te llm itg lie d e r  gezahlten V ergütungen ve r­
w andeln  sich in  P räm ien, sobald sie die zu r Gew innausgleichung 
e rfo rde rliche  H öhe übersteigen.

Ob w irk lic h  ein V e rka u f zu Schleuderpreisen vo rlieg t, 
lä ß t sich also m it  S icherhe it jew eils n u r  durch  einen Vergle ich 
der erz ie lten  Preise m it  den Selbstkosten des lie fe rnden W erkes 
festste llen. D m  eine derartige  U ntersuchung  in  größerem 
M aßstabe durchzu führen , fe h lt  es aber an dem notw endigen 
M a te ria l. D ie  A usfuhrpre ise  sind n u r  lü cke n h a ft bekann t und  
ste llen  ba ld  D urchschn ittspre ise  fü r  eine m ehr oder m inde r 
lange Periode, ba ld  Preise eines b es tim m ten  einzelnen m ehr 
oder m inde r großen Abschlusses dar. N och spärlicher sind die 
Angaben über die P roduktionskosten , da diese meistens als 
F ab rikgehe im nis  behande lt werden. U n d  doch is t deren K e n n t­
n is unerläß lich , da bei der großen Verschiedenheit der K osten  
ein Preis, der fü r  das eine W e rk  schon einen V erlustp re is  be­
deu te t, e inem  anderen noch einen ganz angemessenen G ew inn 
lassen kann.

W enn sich demnach auch n ich t feststellen läßt, in  welchem 
DTmfang w irk liche Schleuderverkäufe stattgefunden haben und 
noch s ta ttfinden, so is t es doch sicher, daß sie tatsächlich Vor­
kommen, und manchmal werden auch Einzelheiten bekannt, 
die fü r  bestimmte Fälle den Nachweis gestatten, daß Schleuder­
verkäufe vorliegen. So ha t bei pielsweise der D rah ts tiftve rband  
im  zweiten H a lb ja h r 1900 nach seinem Geschäftsbericht am 
Inlandgeschäft einen Gewinn von 1 177 000 Mk. erzielt, der
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Gesamtgewinn betrug aber nu r 900 000 M k .; die D ifferenz von 
277 000 M k. muß also beim Ausfuhrgeschäft zugesetzt worden 
sein, fü r das in  der gleichen Ze it 300 000 Mk. Vergütungen 
bezahlt wurden.

Im  F rüh jah r 1908 wurden Knüppe l fob R otterdam  zu 76M k. 
die Tonne und fob Antwerpen zu 80 M k. verkauft. Nach Abzug 
der F rach t b le ib t ein Verkaufspreis ab rheinischem W erk von 
rund 75 M k .1) A u f Grund der damaligen Rohstoffpreise berechnen 
sich nun die Selbstkosten fü r ein W erk, das eigene Erzgtuben 
besitzt und seinen Koks selbst aus gekauften Kohlen herste llt, 
auf 67,50 M k., fü r  ein W erk, das Erz und Koks kau ft, auf 72 M k. 
und fü r ein W erk, das sein Roheisen kaufen muß, auf 77,70 M k. 
Es ergeben sich also recht beträchtliche Unterschiede in  den 
Produktionskosten, obwohl die beiden extremsten Fälle, ein 
W erk, das auch über eigene Kohlengruben verfügt, auf der 
einen und ein W erk, das die vorgewalzten Blöcke zur W eite r­
verarbeitung kau ft, auf der anderen Seite, gar n ich t in  den Kreis 
der Betrachtung gezogen sind. Da im  Stahlwerksverband 
sämtliche Werke nach Maßgabe ih rer Beteiligungsziffer am Aus­
landabsatz teilnehmen, geht aus der vorstehenden Berechnung 
weiter hervor, daß damals die Halbzeugausfuhr einem Te il der 
K arte llm itg liede r noch einen ganz angemessenen Gewinn ab­
warf, während sie fü r andere schon m it Verlust verbunden war.

Zur richtigen Beurte ilung der Schleuderverkäufe is t es 
erforderlich, sich über deren Ursachen k la r zu werden. Es is t 
ein natürliches Bestreben jedes Fabrikanten, seine Waren da 
abzusetzen, wo er die besten Preise fü r  sie erzielt. W enn es 
daher n ich t möglich ist, im  Ausland gleiche oder höhere Preise 
zu erhalten als im  In land, w ird  er sich bemühen, einen möglichst 
großen Te il seiner P roduktion  auf dem heimischen M a rk t zu 
verkaufen und nu r soviel zur Ausfuhr bringen, als er do rt zu 
höheren Preisen n ich t mehr abzusetzen vermag. In  diesem Sinne 
haben sich auch bei verschiedenen Gelegenheiten eine Reihe 
von führenden Männern der Großindustrie, wie F rh . v. Stumm, 
M r. Schwab, der Präsident der U n ited  States Steel Corporation 
und andere mehr, geäußert. D ie Gründe fü r die billigeren

b Kartellrundschau 1908.
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Auslandverkäufe liegen demnach in  der dauernden Unzuläng­
lich ke it oder in  der Unregelmäßigkeit des inländischen Bedarfs.

Jeder Betrieb verlangt eine gewisse Größe des Absatzes, 
um überhaupt zu rentieren und je höher der Absatz, desto besser 
w ird  auch die Rente entsprechend dem Gesetz des zunehmenden 
Ertrags. Gewiß ha t auch dieses Gesetz seine Grenzen, und es 
is t Aufgabe des Unternehmers, den Um fang des Betriebs zu 
e rm itte ln , bei dem sich dieses Verhältn is von E rtrag  und Kosten 
am günstigsten gestaltet. K ann  er den entsprechenden Umsatz 
im  In land  n ich t erzielen, so is t er gezwungen, den fehlenden 
Umsatz auf dem W el m a rk t zu suchen.

So hatte  sich z. B. in  den Vereinigten Staaten von Am erika 
eine Haken- und Ösenfabrik ausschließlich auf die Verwertung 
eines Patents verlegt. Sie machte große Anschaffungen von 
Spezialmaschinen, und m it H ilfe  einer groß angelegten Reklame 
gelang es ih r, in  den Vereinigten Staaten zum D urchschnitts­
preis'von 5,25 Dollars ein ausgedehntes Absatzfeld zu erwerben. 
D urch  Erfindungen und Verbesserungen der maschinellen E in- 
rich  ung wuchs die P roduktionsfäh igkeit über die Bedürfnisse 
des heimischen Marktes. D ie F ab rik  wandte nun ihre A u f­
merksamkeit dem Ausfuhrgeschäft zu und gelangte nach sorg­
fä ltige r Erforschung der M arktlage zu der Überzeugung, daß 
sie bei einem Durchschnittspreis von 4,57 Dollars, der ih r  noch 
im m er einen genügenden Gewinn bot, sich einen entsprechenden 
Kundenkreis erwerben könne1).

In  einer ähnlichen Lage befinden sich die österreichischen 
Petroleum raffinerien. Seit den letzten Funden is t die Rohöl­
p roduktion  w e it über den heimischen Bedarf angewachsen. 
D ie Raffinerien sind also gezwungen, einen Te il ih rer P roduktion  
auszuführen, und da sie auf dem W e ltm a rk t m it den am erikani­
schen und russischen Produzenten konkurrieren müssen, so 
müssen sie sich do rt na tü rlich  auch m it niedrigeren Preisen 
begnügen1).

Diese N otwendigkeit, fü r einen bestim m ten Te il der E r­
zeugung dauernden Absatz im  Ausland zu suchen, kann gerade 
durch die K arte llie rung  auf dem In landm ark t wesentlich ver-

’) B ritish  and foreign trade and industry S. 315, 331 ff.
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s tä rk t werden. D enn das K a r te ll  m uß die Preise au f einer 
solchen H öhe ha lten , daß sie auch seinen m it  den höchsten 
K os ten  arbeitenden M itg lie d e rn  noch einen angemessenen 
G ew inn gewährle isten, und  ka nn  dies n u r  dadurch  erreichen, 
daß es den Absatz au f dem In la n d m a rk t in  gewissen Schranken 
h ä lt. D ie  P ro d u k tio n s fä h ig ke it der dem K a r te l l  angehörigen 
großen W erke  übe rs te ig t aber häu fig  die ihnen zufallende 
A n te ilsq uo te  am  In landabsa tz . Sie stehen also v o r der W ah l, 
ih ren  B e trieb  einzuschränken oder ih ren  P roduktionsüberschuß  
auszuführen, und  sie werden v ie lfa ch  den le tz te ren  W eg w ählen, 
besonders dann, wenn die Auslandpre ise, obschon n iedrige r 
als die in länd ischen, doch noch einen, w enn auch bescheidenen, 
G ew inn abwerfen. A be r selbst w enn dies n ic h t der P a ll is t, 
w enn die W e ltm a rk tp re ise  ihnen ke inerle i G ew inn oder n ic h t 
e inm a l vo lls tänd ige  D eckung  der K o s te n  b ie ten, ka nn  es fü r  
sie v o r te ilh a ft sein, die P ro d u k tio n  in  vo lle m  U m fang w e ite r­
zu füh ren  und  den Überschuß m it  e inem  k le inen  V e rlu s t zu 
ve rkaufen . D enn du rch  die E inschränkung  des B e triebs steigen 
die Selbstkosten o ft  n ic h t u n b e trä ch tlich . Es is t also Sache 
der ka lku la to risch en  E rw ägung  des F a b rika n te n , ob der Ge­
sam tgew inn größer b le ib t, w enn er den P roduktionsüberschuß  
m it  V e rlu s t ans A us land  v e rk a u ft oder w enn er seinen B e triebs­
um fang  dem in länd ischen  B eda rf anpaß t und  dadurch  seine 
Selbstkosten e rhöh t, u n d  je  nach dem w ird  er den einen oder 
den anderen W eg einschlagen.

D abe i d rä n g t die m oderne technische u n d  organisatorische 
E n tw ic k lu n g , nam en tlich  im  gem ischten G roßbetrieb , u n ­
ve rkennbar au f A u fre ch te rh a ltu n g  einer gewissen M indest­
erzeugung um  jeden Preis h in . H ie r  is t o f t  eine beliebige E in ­
schränkung der P ro d u k tio n  ohne em p find liche  S törung  und  
Schädigung des gesamten B e triebs gar n ic h t m ög lich . E in  
B e isp ie l aus der E isen industrie  möge das e rläu te rn . H ie r  h a t 
in  den le tz ten  Jahrzehnten  d ie  B e triebskom b ina tion , der 
Ausbau zu gem ischten W erken  einen großen U m fang  ange­
nom m en. D ie  K o n z e n tra tio n  beschränkt sich aber n ic h t au f 
die b loß w irtsch a ftlich e  V ere in igung  von  W erken  verschiedener 
P roduk tionss tu fen  in  der H a n d  eines U nternehm ers, sondern
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sie fü h r t  auch zu e iner technischen Verschm elzung der einzelnen 
W erke. Das im  H ochofen  gewonnene Roheisen w ird  noch 
flüssig  in  den S tah lko n ve rte r überge le ite t und  der R ohstah l 
in  der K o n ve rte rh itze  zu H albzeug und  schweren W a lzp rod u k ten  
ausgewalzt. D ie  Hochofengase werden eingefangen u nd  zu r 
Erzeugung von  E le k tr iz itä t  n u tzb a r gem acht, und  m it  H ilfe  
der so gewonnenen e lektrischen K r a f t  werden die W alzw erke 
betrieben. E in  d e ra rtig  organisiertes S tah lw e rk  ka nn  in  Zeiten 
schlechter K o n ju n k tu r  n ic h t e in fach, w ie e in reines W erk , 
seine H ochöfen  ausblasen. D enn es w ürde g le ichze itig  d ie  
Hochofengase und  d a m it die e lektrische K r a f t  verlie ren , welche 
das W a lzw erk  in  Gang h ä lt. F a lls  es übe rh au p t noch Kessel 
und  D am pfm asch inen fü r  das W a lzw erk  bes itz t, so m üßte es 
doch die K o h le n  h ie fü r kau fen  und  d a m it seinen B e trieb  wesent­
lic h  ve rteuern . Diese gem ischten W erke  haben aber je tz t  als 
Reserven m eis t ü be rh au p t keine D am pfm asch inen m ehr, sondern 
w iederum  Hochofengasmaschinen, so daß m it  dem  Ausblasen 
der H ochöfen  der ganze W a lzw erkbe trieb  lahm gelegt wäre. 
D ie  H ochöfen  sind h ie r b is zu einem gewissen Grade zu Gas­
generatoren geworden, bei denen Roheisen und Schlacke als 
N eb en pro du k t a b fä llt . Diese gem ischten W erke können daher 
auch bei sinkender K o n ju n k tu r  oder bei K o n tin g e n tie ru n g  ihres 
In landabsatzes d u rch  das K a r te l l  d ie R ohe isenproduktion  n ic h t 
w esentlich  einschränken und  haben n u r die W ah l, ob sie ih re  
S ta h lp ro d u k tio n  ve rring e rn  und  das überschüssige Roheisen 
a u f den M a rk t w erfen oder ob sie dieses in  b isherigem  U m fang  
w e ite r ve ra rbe iten  und fü r  den Überschuß an S tah lw erks­
erzeugnissen einen A b flu ß  suchen w ollen .

D er zw eite  G rund  fü r  die b illige ren  A us landverkäu fe  is t 
die U nrege lm äß igke it des heim ischen Bedarfs. A u f jedem  
M a rk t wechseln gute und  schlechte Zeiten. W ährend  in  der 
Periode der H o c h k o n ju n k tu r die P roduzenten  o ft  tro tz  äußerster 
Anspannung a lle r K rä fte  den hochgeschraubten An fo rderungen  
der A bnehm er ka um  nachzukom m en verm ögen, gerä t m it  dem 
E in t r i t t  der Depression der Absatz a u f e inm a l ins Stocken, 
d ie V o rrä te  häufen sich an und  die U n te rnehm er m üß ten  ih ren  
B e tr ieb  w esentlich  e inschränken oder auch vorübergehend ganz
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einstellen, bis die wieder ansteigende K o n ju n k tu r allm ählich 
auch die Nachfrage wieder belebt. Da aber eine vollständige 
oder teilweise Stillegung des Betriebs stets m it  beträchtlichen 
Verlusten verbunden is t, ziehen es die Unternehmer vielfach 
vor, m it einem spärlichen Gewinn oder auch unter Verzicht 
auf jeden Gewinn, ja  selbst m it einem leichten Verlust im  Aus­
land den Absatz zu suchen, den sie fü r  die F ortfüh rung  ihres 
Betriebes brauchen und den ihnen das In land  zurzeit n ich t 
zu gewähren vermag. N a tü rlich  müssen alle die Momente, 
die schon bei dauernder U nzu läng lichke it des inneren Bedarfs 
gegen eine Betriebseinschränkung sprechen, in  diesem Falle, 
wo es sich nu r um einen vorübergehenden Zustand handelt, 
noch v ie l schwerer ins Gewicht fallen.

Die Bewegung der Ausfuhrziffern bestätig t diese D a r­
stellung. W ährend der Halbzeugverband in  den Jahren 1898 
bis 1900 nur 1,6 bis 4,3 % seines Gesamtabsatzes ins Ausland 
verkaufte, stieg die Ausfuhr 1901 auf 23,2 %  und in  den folgenden 
Jahren auf 46 und 48 %, um dann vom Jahre 1903/04 an wieder 
langsam zurückzugehen. Die Ausfuhr des W alzdrahtverbandes 
bewegte sich in  den Jahren 1898— 1900 zwischen 46 000 und 
53 000 t, in  den Jahren 1901— 1903 dagegen zwischen 92 000 
und 98 000 t, während der Gesamtversand in  der ganzen Periode 
annähernd gleich blieb. D ie Roheisenausfuhr schnellte von 
13 700 t  im  Jahre 1901 auf 134 900 t  im  Jahre 1902 empor, 
während gleichzeitig der Gesamtabsatz von 626 0001 auf 
538 000 t  sank1).

Solange der In landm ark t imstande is t, die volle P roduktion  
der ka rte llie rten  Unternehmer aufzunehmen, verkaufen diese 
nu r soviel zu billigeren Preisen nach dem Ausland als n o t­
wendig is t, um  sich d o rt die Geschäftsverbindungen fü r die 
Zeiten stockender Nachfrage auf dem In la n d m a rk t zu sichern, 
ja  vielfach geben sie sogar alte ausländische Beziehungen auf, 
um  den Anforderungen des In landm arktes gerecht werden 
zu können. So kaufte  das K oh lensynd ikat zur Ze it der Koh len­
knappheit 1906/07 n ich t n u r große Mengen englischer Kohlen

') W illy  Morgenroth: Die E xp o rtp o lit ik  der Kartelle. Leipzig 1908
S. 88/93.
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(1906: 240 000 t  1907: 1 200 000), um d am it seine Lieferungsver­
pflichtungen zu erfüllen, sondern es löste auch zahlreiche alte Ge­
schäftsverbindungen im  Ausland, in  den deutschen Hafenplätzen 
und in  anderen vom  Ausland bestrittenen Randgebieten1). 
E rs t wenn die Produktionsfäh igkeit der ka rte llie rten  U n te r­
nehmer die Aufnahm efähigkeit des In landm arktes übersteigt, 
nehmen die b illigeren Auslandverkäufe — eventuell auch als w irk ­
liche Schleuderverkäufe —  einen größeren Um fang an. Zu einer 
ständigen E in rich tung  können sie aber nu r da werden, wo die 
P roduktionsfäh igkeit dauernd auch zu Zeiten der H ochkon junk­
tu r  den heimischen Bedarf übersteigt und gleichzeitig die E r­
höhung der Kosten durch Einschränkung des Betriebs größer 
is t als der V erlust beim Verkauf des Produktionsüberschusses 
an das Ausland zu den niedrigeren, unter den Selbstkosten 
stehenden W eltm arktpre isen. In  allen übrigen Fällen sind 
sie eine zwar periodisch wiederkehrende, aber doch jeweils 
n u r vorübergehende Erscheinung.

Hie billigeren Auslandverkäufe haben also ihre W urzel 
in  dem Bestreben, im  monopolistisch beherrschten In land  
die Preise so hoch zu norm ieren, daß auch den m it den größten 
Kosten arbeitenden Kartellgenossen noch ein angemessener 
Gewinn b le ib t, und in  der N otwendigkeit, zur E rzie lung der 
größtmöglichen R e n ta b ilitä t ständig einen gewissen Umsatz 
zu machen, fü r  welchen infolge der Monopolpreise die A u f­
nahmefähigkeit des heimischen Marktes n ich t ausreicht. Sie 
dienen dazu, der P roduktion  einen Um fang und eine S te tigke it 
zu verleihen, welche ihnen auf G rund der bestehenden Preise 
der Inlandabsatz alle in n ich t bieten könnte und tragen dadurch 
zu einer Verringerung der Produktionskosten bei.

Den Produzenten gewährleisten sie also den größten unter 
den obwaltenden Umständen zu erzielenden Gewinn. Eine 
andere Frage is t aber, wie sie vom  S tandpunkt der volks­
w irtschaftlichen Gesamtinteressen des Ausfuhrm arktes aus 
zu beurteilen sind.

W o es sich um echte Schleuderverkäufe handelt, also 
um  die Ausfuhr einer Industrie , die dem Ausland gegenüber

r )  Kartellrandschau 1903 S. 188 ff.
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n ic h t wettbewerbsfähig is t und im  In land  nu r m it H ilfe  des 
.Zollschutzes am Leben erhalten werden kann, b rin g t der 
Verkauf ans Ausland n ich t den vollen Ersatz der aufgewendeten 
Produktionskosten. E r bedeutet daher einen vo lksw irtscha ft­
lichen Verlust, obwohl er den p riva tw irtscha ftlichen  Interessen 
der Produzenten vollkom m en Rechnung tragen kann. E in  
allgemeines Beispiel möge dies erläutern.

Angenommen, im  In land  läß t sich die E inhe it einer Ware b 
bei einer Gesam tproduktion von 100 b m it einem Kostenaufwand 
von 6/g c hersteilen; steigt die P roduktion  auf 150 b, so mögen 
die Erzeugungskosten fü r die E inhe it auf s/8 c sinken. Im  Aus­
land seien die Produktionskosten wesentlich niedriger, so daß 
der M arktpre is fü r 1 b do rt nur 4/8 c beträgt. Im  In la n d  seien 
die Produzenten der Ware b ka rte llie rt und, dank des Z o ll­
schutzes, imstande, einen Preis von 1 c fü r 1 b zu erzielen. 
Z u  diesem Preis betrage der inländische Bedarf 100 b. Im  
Ausland lassen sich noch 50 b zum Preis von 4/8 c absetzen. 
Der Gesamtabsatz beträgt som it 150 b, fü r den ein Preis von 
125 c erlöst w ird . Die Selbstkosten betragen fü r die Produ­
zenten 93,75 c, so daß ihnen ein Reingewinn von 31,25 c ver­
b le ib t. W ürden sie auf die Schleuderausfuhr verzichten und 
sich m it dem Inlandabsatz von 100 b zum Preis von je 1 c 
begnügen, so würden sie einen Gesamterlös von 100 c und, 
nach Abzug der verhältnism äßig höheren Produktionskosten 
von 75 c, einen Reingewinn von 25 c erzielen. N im m t man 
weiter an, daß sich der In landabsatz auf 150 b erhöhen ließe, 
wenn der Preis auf ®/8 c herabgesetzt w ird , so würde sich in  
diesem Falle der Gesamterlös auf 112,50 c und der Reingewinn 
nach Abzug der Produktionskosten von 93,75 c auf 18,75 c 
berechnen. Man sieht also, daß in  so gelagerten Fällen der 
Schleuderexport die größte R e n ta b ilitä t gewährleistet.

Anders gestaltet sich dagegen die Beurte ilung der Frage 
vom  volksw irtschaftlichen S tandpunkt aus. H ie r is t nu r der 
Kostenaufwand entscheidend, m it dessen H ilfe  der zur Be­
darfsdeckung erforderliche G ütervorra t beschafft werden kann. 
Der im  In landverkehr erzielte Erlös spie lt keine Rolle, weil 
e r nu r eine Güterverschiebung zwischen den einzelnen P riva t-

2*
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w irtschaften bedeutet, durch welche die Gesamtmenge der 
in  der Vo lksw irtschaft vorhandenen Güter weder verm ehrt 
noch verm indert w ird . Dagegen muß der im  Austausch m it 
dem Ausland erzielte Erlös allerdings als A k t iv -  oder Passiv­
posten in  Rechnung gezogen werden. Im  ersten der oben 
behandelten Fälle betragen die zur Deckung des In lands­
bedarfs von 100 b auf ge wendeten Kosten 500/8 c. Die Kosten 
konnten aber nu r dadurch soweit herabgedrückt werden, daß 
noch 50 b über den inländischen Bedarf erzeugt und m it einem 
Verlust von 50/8 c ans Ausland ve rkau ft wurden. U m  diesen 
Betrag erhöht sich na tü rlich  der zur Deckung des In land ­
bedarfs erforderliche Aufwand, so daß er sich auf 550/800 c 
oder 55/80 c beläuft. Im  zweiten F a ll berechnet er sich auf 60/80 c 
und im  d ritte n  F a ll auf 50/g0 c. W ürde man auf eigene H er­
stellung verzichten und den Bedarf vom  Ausland beziehen, 
so würden die Kosten auf 40/ 80 c fü r  die W areneinheit sinken. 
Im  letzteren Falle wäre also das vo lksw irtschaftliche P ro­
duktionsinteresse, d. h. das Interesse daran, daß die zur 
Bedarfsdeckung erforderliche Gütermenge zu den geringst­
möglichen Kosten beschafft werde, am besten gewahrt. W ill 
man aber aus irgend welchen Gründen die inländische P ro­
duk tion  erhalten, so wäre im  volksw irtschaftlichen Interesse zu 
fordern, daß der Zo ll so bemessen w ird , daß er den karte llie rten  
Produzenten n ich t gestattet, den In landpre is über 6/ g c zu er­
höhen (F a ll 3). Solange es dagegen der Zo ll erm öglicht, den 
In landpre is auf 1 c zu halten, entspricht die Schleuderausfuhr 
n ich t nu r den p riva tw irtscha ftlichen  Interessen der Produzenten, 
sondern auch dem volksw irtschaftlichen Produktionsinteresse.

W o die b illigeren Auslandpreise keine Verlustpreise sind, 
lieg t der Schwerpunkt der ganzen Frage ausschließlich in  der 
durch das Zusammenwirken von Schutzzoll und K a rte ll er­
möglichten künstlichen Erhöhung der Inlandpreise über den 
W eltm arktpre is . Solange diese Faktoren fortbestehen, dauern 
auch die W irkungen unverändert fo rt, gleichviel, ob eine 
Ausfuhr zu b illigeren Preisen in  großem oder kleinem U m ­
fang oder überhaupt n ich t besteht. N am entlich is t es fü r 
den E in fluß  der Schleuderausfuhr auf den In la n d m a rk t 
ganz ohne Bedeutung, ob die W eltm arktpre ise durch 
sie tie fer herabgedrückt werden, als sie sonst stehen
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würden. Denn die Inlandpreise lassen sich auf die Dauer n ich t 
v ie l mehr als um die D ifferenz von Zo ll und F rach t über die 
W eltm arktpreise erhöhen; ob diese selbst hoch oder n iedrig 
sind, spie lt dabei keine Rolle.

Die Monopolpreise haben in  erster L in ie  nu r eine V e r­
schiebung in  der inländischen Güterverte ilung zur Folge. Das 
K a rte ll vermag sich k ra ft seiner Monopolstellung einen größeren 
A n te il am Nationale inkom m en zu verschaffen, als ihm  sonst 
bei freiem W ettbewerb zufallen würde. Die sozialen W irkungen 
dieser Erscheinung können hier n ich t weiter ve rfo lg t werden.

Die w irtschaftliche Bedeutung is t zunächst nur eine in ­
d irekte. Sofern näm lich die ka rte llie rten  Industrien  M ateria lien 
fü r  andere, weiterverarbeitende Industrien  hersteilen, werden 
deren Produktionskosten durch die Monopolpreise erhöht. 
Das w irk t jedoch auf die verschiedenen Zweige der W eite r­
verarbeitung durchaus n ich t gleichartig. Der Schwerpunkt 
der K arte lle  lieg t bekanntlich in  den Anfangsstadien der P ro­
duktion . Je weiter die Verfeinerung fortschre ite t, desto mehr 
n im m t die Bedeutung der K a rte lle  ab. Demgemäß w ird  auch 
der E in fluß  der monopolistischen Karte llpre ise in  den höheren 
Produktionsstadien im m er schwächer. Der G rund h ie fü r 
lieg t einmal darin, daß der verhältnismäßige A n te il des A u f­
wandes fü r die Rohstoffe an den Gesamtproduktionskosten 
m it  fortschreitender Verfeinerung der Ware abnim m t. So 
betragen beispielsweise die Kosten des im  jeweiligen P rodukt 
enthaltenen Eisens von den gesamten Herstellungskosten bei 
Roheisen 59,65 %, bei Halbzeug 49,56 % und bei Form ­
eisen 42,14 % 1). Dazu kom m t dann noch, daß in  den höheren 
Produktionsstadien die unm itte lbaren Vorprodukte schon v ie l­
fach gar n ich t mehr ka rte llie rt sind, wodurch na tü rlich  die 
W eiterwälzung der erhöhten Karte llpre ise nu r mehr un vo ll­
kommen oder überhaupt n ich t mehr möglich ist.

Von der P re ispo litik  der K arte lle  werden also in  der H a u p t­
sache nur gewisse Zwischenstufen der P roduktion  getroffen, 
deren Rohstoffe ka rte llie rt sind und bei denen der Aufw and 
fü r M ateria l noch einen verhältnism äßig großen Posten in  den 
gesamten Erzeugungskosten darste llt.

i) Lu ig i Fontana-Russo: Grundzöge der Handelspolitik. 3. Buch, 
116. Abschnitt.



22

Bis in  diese Zwischenstufen der P roduktion  erstreckt sich, 
jedoch in  der Regel auch die vertika le  K onzentra tion  der 
Betriebe. Da die gemischten Werke, die ih r  M ateria l zur 
W eiterverarbeitung selbst herstellen, n ich t m it den M a rk t­
preisen rechnen müssen, sondern nur die Selbstkostenpreise 
in  Ansatz zu bringen brauchen, w ird  ihre E xp o rttä tig ke it 
von der P re ispo litik  des Rohstoffkarte lls na tü rlich  n ich t im  
geringsten berührt, während sie dadurch gleichzeitig auf dem 
In landm ark t eine Überlegenheit über die reinen Werke erlangen.

Die reinen Werke sind som it die eigentlichen Leidtragenden. 
Doch darf man deren volksw irtschaftliche Bedeutung n ich t 
überschätzen. In  der deutschen W alzwerksindustrie1), aus 
deren Kreisen die heftigsten Anklagen gegen die P re ispo litik  
der Rohstoffverbände erhoben wurden, waren beispielsweise 
schon im  Jahre 1900 von den 221 bestehenden W erken 129 
gemischte, deren Halbzeugverbrauch in  Höhe von 5 983 000 t  
89 % des gesamten inländischen Halbzeugverbrauchs betrug. 
Schon damals standen also die Interessen von höchstens 
92 Werken, die zusammen 11 % des inländischen Halbzeug­
bedarfs verbrauchten, auf dem Spiel. Seit dieser Zeit haben die 
gemischten Werke noch erheblich an Ausdehnung und Be­
deutung gewonnen. Dazu kom m t, daß die Rohstoffkarte lle  
das Bestreben zeigen, wenigstens auf dem Gebiete des Ausfuhr­
handels der nachteiligen W irkung  ih re r P re ispo litik  auf die 
Abnehmer dadurch vorzubeugen, daß sie ihnen die zur Ver­
arbeitung fü r die Ausfuhr bestimmten M ateria lien zu Ausfuhr­
preisen lassen oder daß sie ihnen bei der Ausfuhr der F e rtig ­
fabrika te  fü r  die in  diesen enthaltenen Rohstoffe eine bare 
Vergütung gewähren. Wenn diese Ausfuhrunterstützungen 
ihren Zweck auch n ich t im m er v o ll erreichen konnten, so 
haben sie doch eine dauernde und tiefgreifende Schädigung 
der Ausfuhrinteressen der W eiterverarbeiter verhindert.

D ie K lagen der E in fuhrländer gehen in  der Regel davon 
aus, daß ihnen die Schleuderausfuhr die Preise verderbe.

U m  die preisdrückende W irkung  der Schleuderausfuhr 
darzutun, weist man gerne darauf hin, daß diese Waren auf

:) Kontradiktorische Verhandlungen. Bd. 3.
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dem A uslandm arkt im  Preis un te r den entsprechenden fremden 
Fabrika ten stehen. Dieser Beweis is t jedoch keineswegs 
schlüssig, und gerade wenn ein derartiger Preisunterschied 
sich längere Ze it h indurch hä lt, is t das ein Anzeichen, daß 
Ursachen vorhanden sein müssen, die es verhindern, daß die 
eingeführten Waren tro tz  ihres b illigeren Preises dem Absatz 
der einheimischen Abbruch tun . Diese Ursachen können 
mancherlei A r t  sein. So wurde z. B. in  der Karte llenquete 
mehrfach betont, daß man seine W aren im  Ausland durch­
schn ittlich  10% b illige r anbieten müsse, da bei gleichem Preise 
die Ausländer ihre eigenen Fabrika te  bevorzugen. Das deutsche 
und amerikanische Thomashalbzeug stand Jahre hindurch 
um 10— 12 sh, d. s. 20— 30 % im  Preise unter dem englischen 
Bessemerhalbzeug, weil un ter den englischen Ingenieuren 
die Anschauung herrschte, das basische Konstruktionseisen 
sei dem sauren gegenüber m inderw ertig1). W er sich in  solchen 
Fällen von dem allgemeinen V o ru rte il befreit, der macht 
na tü rlich  um so bessere Geschäfte. So kaufte z. B. die Palmers 
Shipbuild ing and Iro n  Company in  NewCastle eben dieses 
b illige  deutsche Halbzeug, und es wurde ih r  dadurch in  vielen 
Fällen möglich, Aufträge auf Schiffsbauten zu erlangen, die 
ih r  sonst entgangen wären2).

A u f jeden F a ll bedeuten diese Ausland verkaufe eine 
Vermehrung der Konkurrenz auf dem W e ltm ark t. Welchen 
E in fluß  diese aber auf die Preise ausübt, das hängt von ver­
schiedenen Umständen ab. Zunächst von der M arktlage, und 
zwar n ich t nu r von der K o n ju n k tu r in  dem unm itte lbaren 
Bestimmungsland, sondern auch von der W irtschaftslage 
in  d r itte n  Ländern. D ie W irkung  der deutschen Ausfuhr 
auf den englischen M a rk t w ird  n ich t nu r von den W irtscha fts­
verhältnissen in  England, sondern auch von denen in  den 
Vereinigten Staaten sta rk  beeinflußt. Is t  d o rt die K o n ju n k tu r 
ungünstig, so werfen auch die Am erikaner große Warenmengen 
auf den englischen M ark t, während sie in  Zeiten der Hoch-

’) Gothein: Internationale Regelung der Eisenzölle. B erlin  1905. 
S. 22. 28.

2) Kontradiktorische Verhandlungen Bd. 3, S. 517.
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k o n ju n k tu r  v ie lfa ch  sogar als K ä u fe r a u ftre te n . Es ka nn  
daher auch schon eine ve rhä ltn ism äß ig  k le ine  E in fu h r  einen 
e m p find lich en  P re iss tu rz  h e rvo rru fen , wenn sie au f einen 
ü b e rfü llte n  M a rk t t r i f f t ,  w äh rend  um gekehrt die M ark tp re ise  
tro tz  s ta rke r E in fu h r  u nve rä nd e rt b le iben können, wenn d o rt 
gerade K n a p p h e it an der betreffenden W are herrsch t.

Diese E rfahrung machte man in  England in  den ersten 
Jahren des neuen Jahrhunderts, als die deutschen Eisen­
produzenten wegen der Depression auf dem heimischen M a rk t 
ihre Ausfuhr zu b illigen Preisen gewaltig steigerten1). Im  
Jahre 1899 fehlte die deutsche und auch die amerikanische 
Konkurrenz auf dem englischen M a rk t fast vollständig, so 
daß sich die englischen Produzenten eines hohen Preises 
erfreuen konnten. Im  Laufe des Jahres 1900 machten sich 
Anzeichen eines W iederauflebens der deutschen Konkurrenz 
bemerkbar. Im  Spätherbst 1900 füh rten  deren billigere A n ­
gebote auch zu einem Rückgang in  den englischen Notierungen, 
während sie auf die Preise in  Wales ohne E in fluß  blieben, 
da man die dortigen Erzeugnisse fü r besser h ie lt als die deutschen 
Konkurrenzprodukte. Im  Jahre 1901 machte sich der billigere 
deutsche W ettbewerb von Anfang an stark füh lba r und dauerte 
das ganze Jahr h indurch fo rt. In  einigen A rtike ln  gingen 
deshalb auch die englischen Preise m erklich zurück, ohne 
daß jedoch die englischen Produzenten dadurch sonderlich 
ge litten  hätten. Denn sie waren noch bis Ende des Jahres, 
teilweise auch noch fü r den Anfang des nächsten Jahres über­
reich m it  Aufträgen aus der Ze it höherer Preise versehen. In  
einigen Zweigen, wie insbesondere in  Roheisen, war sogar 
noch im  Oktober und November die Nachfrage so stark, daß 
die englische P roduktion  zu ih re r Befriedigung n ich t ausreichte 
und manche Eisenwerke den Betrieb hätten einstellen müssen, 
wenn ihnen n ich t das b illige deutsche Angebot von W alzstahl 
zu H ilfe  gekommen wäre. Die englischen Preise konnten sich 
daher noch beträchtlich  über den deutschen halten. Anfang 
1902 dauerte die deutsche Konkurrenz noch an, doch erhöhten 
die deutschen Lieferanten im  Laufe des Januar allm ählich 

*) B ritish  and foreign trade and industry S. 34'i ff.
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ihre Preise und zogen sich anfangs Februar so gut wie ganz 
vom  englischen M a rk t zurück. In  der Folgezeit w ird  zwar 
noch hie und da von billigen deutschen Verkäufen berichtet, 
doch hatte diese E in fuh r keinen fü r die englischen Produzenten 
irgendwie beängstigenden Charakter, obwohl sie durch T a r if­
vergünstigungen seitens der englischen Eisenbahngesellschaften 
un te rs tü tz t wurden. Anfang 1903 sank die deutsche E in fuh r 
wieder zur Bedeutungslosigkeit herab.

Dieser fü r  England günstige Verlauf der Dinge wurde 
wesentlich dadurch gefördert, daß die Krise auf dem am eri­
kanischen E isenm arkt im  Jahre 1900 nur vorübergehend war 
und alsbald wieder einer H ochkon junktu r P latz machte, so 
daß Am erika die billige deutsche Ausfuhr le ich t und bere it­
w illig  auf nahm.

O ft entscheidet aber n ich t einmal die w irk liche M arktlage, 
sondern nur die v ie lle ich t irrige  Meinung, die sich die P ro­
duzenten über sie bilden. So d ik tie rten  vo r der E in igung der 
deutschen Fabrikanten die belgischen und englischen Super­
phosphatproduzenten tro tz  ih re r verhältn ism äßig kleinen E in ­
fuh r die deutschen Preise. Denn bei dem Mangel an Beziehungen 
zwischen den deutschen Produzenten wußte man nie, ob das 
b illige  Angebot von deutscher oder von ausländischer Seite 
gemacht worden war, und in  dem Bestreben, sich gegenseitig 
zu unterbieten, wurden die Preise im m er tie fer herabgedrückt1). 
Ebenso drückten auch die deutschen Halbzeugproduzenten 
vo r Gründung des Stahl werk Verbundes durch ihren gegen­
seitigen W ettbewerb die Auslandpreise weiter herab, als es 
nach der tatsächlichen M arktlage notwendig gewesen wäre. 
A ls dann der Stahlwerksverband auch die Ausfuhr in  die Hand 
nahm, konnte er in  England die Preise ohne weiteres um  5 bis 
6 sh erhöhen2).

F ü r die ausländischen W eiter Verarbeiter is t diese Ausfuhr 
im m er nur ein Gewinn, da sie ihnen billigeres M ateria l ver­
schafft als sie sonst haben würden. D ie ausländischen Roh-

*) Brauns A rch iv fü r soziale Gesetzgebung und Statistik. Bd. 5, 1892. 
S. 108 ff.

2) Kontradiktorische Verhandlungen. Bd. 4, S. 291.
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Stoffproduzenten h in d e rt sie in  Zeiten  guten  Geschäftsgangs 
an der vo llkom m enen A usnü tzung  der K o n ju n k tu r .  H ie r  is t 
also der V o r te il fü r  die W e ite rve ra rb e ite r zweife llos übe wiegend. 
I n  Ze iten  der Depression ve rschä rft sie dagegen die K rise  
in  der R oh s to ff indus trie . H ie r  bedarf es daher e iner eingehenden 
U ntersuchung  von  F a ll zu F a ll, ob die Begünstigung der W e ite r­
ve ra rb e ite r oder die Schädigung der R ohsto ffp roduzen ten  
fü r  das vo lksw irtscha ftliche  Gesamtinteresse schwerer ins 
G ew ich t fä llt .

Z u r B ekäm pfung  der Sch leuderausfuhr stehen dem expo r­
tie renden L a n d  zwei Wege offen. Es ka nn  e inm a l versuchen, 
die Schleuderausfuhr selbst zu ve rn ich ten , n a tü r lic h  n ic h t 
durch  A us fuh rve rbo te  oder -erschwerungen, sondern durch  
Beseitigung ih re r U rsachen, der Zölle. D abe i is t es, nam en tlich  
auch in  den F ä llen , wo es sich um  eine ohne Zo llschu tz  n ic h t 
lebensfähige In d u s tr ie  hande lt, gar n ic h t nö tig , den Z o ll v o ll­
s tänd ig  aufzuheben und  d a m it die In d u s tr ie  der V e rn ich tun g  
preiszugeben. V ie lm ehr genügt, w ie das oben angeführte  B e i­
spie l ze igt, um  die Sch leuderausfuhr unm ög lich  zu machen, 
v ie lfach  auch eine mäßige Herabsetzung des Zolls, welche 
den P roduzenten  im m er noch einen ausköm m lichen Ge­
w in n  läß t.

M an kann  sich aber auch d a rau f beschränken, den nach- 
te ilig en  W  irkungen  der Sch leuderausfuhr entgegenzuarbeiten, 
also in  erster L in ie  die E x p o r tfä h ig k e it der W e ite rve ra rb e ite r 
zu schützen.

A ls  M it te l kom m en h ie rfü r  in  B e tra c h t die weitere 
Ausdehnung des zo llfre ien  Veredelungsverkehrs, d a rin  
bestehend, daß der Z o ll bei E in fu h r  der R ohsto ffe  gestundet 
und  bei ih re r W iederausfuhr in  ve ra rbe ite tem  Zustand  end­
g ü lt ig  erlassen w ird , oder der Ausbau des Systems der Z o ll-  
rückve rg ü tun g . D ;e Forderungen aus po litischen  und  
In teressentenkreisen bevorzugen das le tz tere, und  zw ar in  
F o rm  der A usste llung  von  E in fuhrsche inen. D ie  E rö rte ru n g  
dieser Frage in  D eu tsch land  k n ü p fte  in  den le tz ten  Jahren  
m eis t an die K lagen  der re inen W alzw erke  an. D er R eichstag 
beschäftig te  sich zum  le tz tenm a l in  seiner S itzung  vom  6. Fe-



bruar 1909 m it dieser Frage. Damals wurde vom  Zentrum  
folgende Resolution e ingebracht:

,,Der Reichstag wolle beschließen: 
den H errn  Reichskanzler zu ersuchen, ba ld tun lichst eine 
Novelle zum Zolltarifgesetz vom 25. Dezember 1902 des- 
Inha lts  vorzulegen, daß den Inhabern von reinen W alz­
werken, Eisen- und Stahlgießereien, M artinstahlwerken und 
Puddelwerken bei der A usfuhr' ih rer Erzeugnisse E in fu h r­
scheine zum zollfreien Bezug des Einstandsmaterials fü r 
ihre Auslandsproduktion verliehen werden können.“

Die Einfuhrscheine w ollte  man unübertragbar machen.
E in  an anderer Stelle gemachter Vorschlag geht dahin, 

die Einfuhrscheine übertragbar zu machen und sie n ich t nu r 
zur Verwendung fü r W iedereinfuhr von Roheisen oder H a lb ­
zeug, sondern auch anderer Waren, nam entlich landw irtschaft­
licher Produkte zuzulassen bzw. sie überhaupt n ich t auf eine 
bestimmte Warenmenge, sondern auf einen bestimmten Zo ll­
betrag auszustellen.

Das System der Zollrückvergütung ha t vo r dem der 
Zollstundung und des Zollerlasses das voraus, daß es die 
Schwierigkeiten und Form alitä ten  vermeidet, die m it der 
Notwendigkeit des Identitätsnachweises, nam entlich bei da­
zwischenliegender Verarbeitung verbunden ist. Es ha t aber 
den Nachteil, daß es sich dem Wechsel der K o n ju n k tu r weniger 
le ich t anpaßt. A u f dem Wege des zollfreien Veredelungs- 
verkehrs kann der Produzent jeweils soviel Rohm ateria l aus 
dem Ausland beziehen, als er zur Erledigung seiner augenblick­
lichen Ausfuhr auf träge braucht. Bei dem System der 
Einfuhrscheine hängt dagegen die E in fuhrm öglichke it von 
der vorausgegangenen Ausfuhr ab. Das ha t zur Folge, daß 
sich der Produzent in  Zeiten wo die Exportaufträge zunehmen, 
n ich t genügend zollfreies M ateria l verschaffen kann, während 
er umgekehrt, wenn das Auslandgeschäft schlechter w ird , 
die Scheine n ich t vollständig auszunützen vermag.

E in  weiteres Bedenken entsteht daraus, daß es sich h ier 
in  der Regel um  M ateria lien handelt, deren Bedarf durch die 
heimische P roduktion  gedeckt w ird . E rh ä lt der W eiterver-
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a rb e ite r bei der A u s fu h r seiner W aren einen E in fuh rsche in  
fü r  eine entsprechende Menge R ohs to ff, so ka nn  er die in ­
ländischen R ohsto ffp roduzen ten  du rch  die D rohung, im  
A us land  zu kaufen, zw ingen, ih m  den R o h s to ff zum  W e lt­
m a rk tp re is  zu lassen. Das System  der E in fuhrsche ine  bedeute t 
also eine zwangsweise D u rch fü h ru n g  des Systems der A u s fu h r­
ve rgü tung , und  wenn sie unübe rtragba r sind, is t d a m it ih re  
Bedeutung erschöpft. Anders aber, wenn sie übertragen werden 
und  auch zu r Z o llzah lung  fü r  andere W aren  verw endet werden 
können. In  diesem F a lle  w ird  sie n äm lich  der W e ite rve ra rbe ite r, 
nachdem  sie ih m  als P ressionsm itte l gegenüber seinem R oh ­
s to fflie fe ran te n  ged ient haben, w e ite r veräußern. D erartige  
E in fuhrsche ine  w ären also n ich ts  w e ite r als versteckte  A us­
fu h rp rä m ie n , die der S taa t aus seinen Zo lle innahm en e n tr ic h te t.

A u f der anderen Seite suchen auch die E in fu h rlä n d e r 
in  ih rem  Z o llta r if  Schutz gegen die Schleuderausfuhr. D ie  
Forderung  sie durch  erhöhte  Zollsätze zu bekäm pfen, is t schon 
a lt .  Schon 1876 h a tte  die Deutsche R eichsregierung dem 
R eichstag einen G esetzentw urf vorge legt, der den B undesra t 
erm ächtigen so llte , eine Reihe von  P ro du k ten  m it  Ausgle ichs­
zö llen zu belegen, sofern deren A u s fu h r im  H e im atlande  du rch  
P räm ien  begünstig t werde. Diese Forderungen, die auch in  
der F o lgeze it in  den verschiedensten Lände rn  im m er w ieder­
kehrten , fanden zum  erstenm al eine a lle rd ings beschränkte 
V e rw irk lic h u n g  in  der Brüsseler Z ucke rkonven tion  vom  5. M ärz 
1902, die in  A r t .  4 einen e rhöh ten  Z o ll fü r  P räm ienzucker 
s ta tu ie rte . F e rner is t aus dem J a h r 1903 ein F a ll bekann t 
geworden, in  welchem  die am erikanischen Zollappra isers d ie 
B estim m ung  des D in g le y ta rifs  von  1897, daß der Z o ll vom  
w irk lic h e n  M a rk tw e rt zu berechnen sei, dazu benutzten , um  
fü r  die V erzo llung  deutscher S tah lkn ü pp e l n ic h t der F a k tu re n ­
preis, sondern die um  die F ra c h t erhöhten  M ark tp re ise  zugrunde 
legten.

E ine  umfassende gesetzliche Regelung fa nd  diese Frage 
aber erstm als im  kanadischen Z o llta rifgese tz  vom  10. A ugust 
1904. I n  § 19 dieses Gesetzes is t b es tim m t, daß von  W aren, 
deren gangbarer M a rk tp re is  höher is t als der Preis, zu welchem
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sie tatsächlich nach Kanada ve rkau ft werden, als Zuschlag 
zum gewöhnlichen Z o ll ein Sonderzoll in  Höhe des Unterschieds 
zwischen diesem Verkaufspreis und dem M arktpreis im  Aus­
fuhrland  erhoben werden soll. Doch soll dieser Sonderzoll 
in  keinem F a ll die H ä lfte  des gewöhnlichen Zolls und bei einigen 
besonders aufgeführten W arengattungen 15 % des Wertes 
n ich t übersteigen. Dabei dürfen auf den Ausfuhrpreis die 
Unkosten n ich t gerechnet werden, die nach Absendung der 
Ware von dem P latz erwachsen, von wo aus sie unm itte lba r 
nach Kanada ausgeführt w ird . Im  übrigen sind noch Be­
stimmungen getroffen, um  eine Umgehung des Gesetzes zu 
verhüten. Ferner is t dem F inanzm inister die Erm ächtigung 
gegeben, die zur D urchführung des Gesetzes erforderlichen 
Ausführungsbestimmungen zu erlassen und sind h ie rfü r einige 
Leitsätze aufgestellt. U n te r dem 10. August und 25. Ok­
tober 1904 wurden dann nähere Bestimmungen über die 
Berechnung des In land- und Auslandpreises gegeben und 
im  Jahre 1905 ein ausführlicher K a ta log  der W arengattungen 
aufgestellt, die bei Vorhandensein der sonstigen Voraussetzungen 
dem Sonderzoll unterliegen bzw. von ihm  befre it sind. In, 
das Zolltarifgesetz vom  12. A p r il 1907 wurden die Bestimmungen 
über den Sonderzoll w ö rtlich  aus dem früheren Gesetz herüber­
genommen, nu r wurde je tz t die Höhengrenze dieser dum ping 
d u ty  allgemein auf 15°/0 festgesetzt.

Über die W irkung  dieses Sonderzolls is t bis je tz t wenig 
bekannt geworden. Die E in fu h r der zollpflichtigen Waren 
nach Kanada hat jedenfalls seit dieser Zeit in  ihrem jährlichen 
W achstum n ich t nachgelassen, abgesehen von einer vorüber­
gehenden Stockung im  Jahre 1904/05. Dagegen wurde kurz 
nach In k ra fttre te n  des Zolltarifgesetzes von 1904 berichtet, 
daß sich verschiedene große amerikanische F irm en, so die 
U n ited  States Steel Corporation, die Pressed Car Steel Cor­
poration und die American Locomotive Co. durch dieses Gesetz 
veranlaßt sähen, in  Kanada Tochtergesellschaften zu gründen.

Von theoretischem Standpunkt aus muß jedenfalls ein 
derartiger Z o ll schwerwiegenden Bedenken begegnen. D ie 
Vergleichung des gangbaren Marktpreises im  Ausfuhrland
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m it  dem A usfuhrpre is  im  einzelnen konkre ten  Fa lle  b ild e t eine 
durchaus ungeeignete G rundlage fü r  die Bemessung des Zolls. 
W ie  schon oben dargelegt, b e ruh t dieser U ntersch ied  sehr 
häu fig  n u r darau f, daß das K a r te l l  die Preise au f seinem H e im a t­
m a rk t k ra f t  seiner M onopolste llung  über den W e ltm a rk tp re is  
e rhöh t ha t. Es besteht fe rner die M ög lichke it, daß ein be­
s tim m te r A u ftra g , sei es wegen seiner Größe oder wegen 
sonstiger besonderer V o rte ile , b illig e r ausgeführt werden kann, 
als es dem  D urchschn ittsp re is  en tsp rich t. A uch  k o m m t es 
bei großen und  lang fris tigen  Abschlüssen n ich  selten vo r, 
daß die Preise steigen, bevor diese Abschlüsse abgelaufen 
sind, die dann n a tü r lic h  noch in  den früheren, n iedrigeren 
Preisen e rled ig t werden müssen. Das K a r te ll  wäre h ie r doppe lt 
geschädigt. Es m uß e inm a l die W aren noch zu dem a lten  
b illige ren  Preise lie fe rn  und  m uß dann außerdem noch die 
ganze D iffe renz  zwischen dem früheren  und  je tz igen  Preise 
als S tra fzo ll en trich ten . D er Sonderzoll t r i f f t  also Fä lle , in  denen 
von  e iner Schleuderausfuhr keine Rede sein kann, und  da, wo 
e in  Sch leuderexport w irk lic h  vo rlie g t, übe rs te ig t er bei w eitem  
den Betrag , um  welchen der A usfuhrp re is  u n te r dem eigentlichen 
und  auch fü r  das K a r te ll  lohnenden W e ltm a rk tp re is  lieg t. 
M uß das K a r te ll  au f dem E in fu h rm a rk t noch m it  anderen 
Ländern  ko nku rrie ren , in  denen eine m onopolistische P re is­
p o lit ik  der K a rte lle  n ic h t besteht, w ie dies z. B . bei der K o n ­
ku rrenz Deutsch lands oder der V e re in ig ten  S taaten m it  E ng land  
a u f dem kanadischen M a rk te  der F a ll ist* so bedeute t der 
Sonderzoll eine ungerechte D iffe renz ie rung  zu ungunsten des 
K a rte ilandes. H a t dieses dagegen au f dem E in fu h rm a fk t m it  
e iner solchen K o nku rre nz  n ic h t zu käm pfen, so lä u ft  die ganze 
M aßregel au f eine versteckte  E rhöhung  des Schutzzolls zugunsten 
der e inheim ischen P ro d u k tio n  au f dem E in fu h rm a rk t h inaus.

V ie lle ic h t ließe sich ein r ic h t ig  bemessener Z o ll in  F ä llen  
eines w irk lic h e n  Schleuderexports und  n u r fü r  dessen D auer 
rech tfe rtigen , n am en tlich  in  einem sonst fre ihändlerischen 
Land , das seine ganze P ro d u k tio n  au f der Voraussetzung 
einer den n a tü rlich e n  P roduktionsbed ingungen  entsprechenden 
in te rn a tio n a le n  A rb e its te ilu n g  a u f gebaut ha t.
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D och d a rf m an sich auch h ie r die Schw ie rigke iten  n ic h t 
verheh len, welche der Fests te llung  von  N o tw e n d ig ke it und  
H öhe  des Zolls im  E in z e lfa ll entgegenstehen, Schw ierigkeiten, 
die aus den vorangehenden Ansführungen  k la r  e rs ich tlich  sind.

M an d a rf sich fe rner n ic h t verhehlen, daß die W iderstände, 
welche sich der W iederabschaffung eines e inm a l e inge führten  
d e ra rtige n  Zolls entgegenstellen w ürden, le ic h t die M ach t 
der von  P a rlam en t und  P arte ien  abhängigen R egierung über­
steigen könn ten , so daß sich der Z o ll in  einen dauernden 
Bereicherungszoll fü r  die P roduzenten ve rw ande lt.

U n d  m an d a rf sch ließ lich  auch die G efahr in te rn a tio n a le r 
V e rw ick lungen  n ic h t übersehen, die gerade m it  dieser A r t  
von  Z o ll verbunden is t. D enn h ie r h an de lt es sich n ic h t um  
e inen Z o ll, welcher die gesamte E in fu h r  e iner bestim m ten  
W a renga ttung  ohne R ücks ich t au f das U rsprungs land  t r i f f t ,  
sondern um  eine Sondermaßregel gegen die E in fu h r  aus einem 
bestim m ten  Land . Schon wegen der entgegengesetzten m a­
te rie lle n  Interessen werden sich die Auffassungen des E in fu h r-  
u nd  des Ausfuhrlandes darüber, ob ein Sch leuderexport v o rlie g t, 
in  den seltensten F ä llen  decken und  das A u s fu h rlan d  w ird  eher 
geneigt sein, den Z o ll als eine unfreund liche , gegen es gerich te te  
M aßregel zu be trach ten, als seine B erech tigung  anzuerkennen.

D ie  vorstehenden A usführungen  so llten  Wesen, U rsachen 
und  Folgen der E rscheinungen des m odernen W irts c h a fts ­
lebens k larlegen, die m an u n te r dem  N am en Schleuderausfuhr 
zusammenzufassen und  zu bekäm pfen p fle g t. Es w urde fe rner 
gezeigt, daß auch die W ir ts c h a fts p o lit ik  schon die verschieden­
a rtig s ten  Versuche zu r Lösung dieser Frage gem acht ha t. 
Es ka nn  n ic h t Aufgabe dieser Zeilen sein, eine allgemeine 
N o rm  fü r  das w irtsch a ftspo litische  V e rha lten  gegenüber dieser 
sogenannten Schleuderausfuhr aufzuste llen, da h ie rfü r  die 
ko nk re te n  Verhä ltn isse des E inze lfa lls  bestim m end sein müssen. 
N u r  e in  H inw e is  sei gesta tte t. D ie  A u s fu h r zu b illige re n  Preisen 
is t  in  den m eisten F ä llen  die Folge eines d u rch  den Z o llschu tz 
e rm ög lich ten , m onopolistischen Zusammenschlusses der in ­
ländischen P roduzenten. Je höher der S chutzzo ll, desto größer 
k a n n  die D iffe renz  zwischen In la n d - u nd  Auslandpre isen
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werden. M it  der Größe der D iffe renz  w ächst aber e inerseits 
d ie  G efahr der Schädigung der in länd ischen  W e ite rve ra rbe ite r, 
andrerseits die Gefahr, daß die E in fu h rs ta a te n  zu A b w eh r- 
m aßregeln, ä hn lich  der kanadischen d um p in g  d u ty , gre ifen. 
Je höher fe rner der Z o ll, desto größer w ird  die Gefahr, 
daß auch eine a u f dem W e ltm a rk t an sich n ic h t w e tt­
bewerbsfähige In d u s tr ie  in  S tand  gesetzt und  du rch  ih r  p r iv a t ­
w irtsch a ftlich e s  R en tab ilitä ts in te resse  dazu gedrängt w ird , 
d ie A u s fu h r aufzunehm en, desto größer also die Gefahr, daß 
ein echter, d ie  w irtsch a ftlich e n  Interessen des Ausfuhrlandes 
schädigender S ch leuderexport en ts teh t. Jede Ü berspannung der 
S ch u tz z o llp o lit ik  b irg t  so m it auch au f diesem Gebiete ernste 
Gefahren fü r  eine gedeihliche E n tw ic k lu n g  der V o lk s w irts c h a ft.
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